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B e s c h l u s s  
 
 

In dem Verfahren 

über 

die Verfassungsbeschwerde 

 
 
der Frau  
 

Beschwerdeführerin, 
 
gegen die Einrichtung einer Betreuung 

 
 

 
hat die 3. Kammer des 
 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

 

durch die Verfassungsrichter 

 

Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs   Dr. B r a n d t s , 

Professorin   Dr. D a u n e r - L i e b ,  

Richter am Bundesgerichtshof   Dr. N e d d e n - B o e g e r  

 

am 9. Juli 2019 

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen: 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

1. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen 

(VerfGHG) vom 14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofge-

setzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 400) durch die Kammer zurückgewiesen, 

weil sie unzulässig ist. 

 

Die Entscheidung des Amtsgerichts Werl über die Einrichtung einer Betreuung ist 

kein zulässiger Beschwerdegegenstand. Gemäß § 53 Abs. 2 VerfGHG ist die Ver-

fassungsbeschwerde unzulässig, soweit die öffentliche Gewalt des Landes Bun-

desrecht ausführt oder anwendet, es sei denn, die Anwendung betrifft Prozess-

recht des Bundes durch ein Gericht des Landes. Die Beschwerdeführerin macht 

geltend, dass eine Betreuung für sie nicht eingerichtet werden dürfe, weil die Vo-

raussetzungen dafür nicht gegeben seien, insbesondere weil die ihr angeblich un-

terstellte Erkrankung nicht bestehe. Damit rügt sie nicht eine fehlerhafte Anwen-

dung von Prozessrecht, sondern einen Verstoß gegen materiell-rechtliche Vor-

schriften des Bundesrechts, namentlich des § 1896 Abs. 1 Satz 1 BGB. 

 

Abgesehen davon genügt die Verfassungsbeschwerde nicht den Begründungsan-

forderungen des § 18 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Satz 1 und 

Abs. 4 VerfGHG. Das Vorbringen der Beschwerdeführerin ermöglicht dem Verfas-

sungsgerichtshof keine umfassende verfassungsrechtliche Sachprüfung ohne weitere 

Nachforschungen etwa durch Beiziehung mehr oder weniger umfangreicher Akten des 

Ausgangsverfahrens (vgl. dazu VerfGH NRW, Beschluss vom 18. Juni 2019            

– VerfGH 1/19.VB-1 –, n. v., S. 4 des Beschlussabdrucks). 
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Von einer weiteren Begründung der Zurückweisung wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 4 

VerfGHG abgesehen. 

 

2. Ihre Auslagen sind der Beschwerdeführerin nicht zu erstatten. § 63 Abs. 4      

VerfGHG sieht eine Auslagenerstattung nur für den hier nicht vorliegenden Fall 

eines Obsiegens des Beschwerdeführers vor. 

 

 

Dr. Brandts                        Prof. Dr. Dauner-Lieb                       Dr. Nedden-Boeger 
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